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Polen vier Jahre nach dem EU-Beitritt (3) 
Auswirkungen des EU-Beitritts auf den polnischen Arbeitsmarkt 

Die traditionell hohe Mobilität der polnischen Arbeitnehmer hat mit dem EU-Beitritt Polens im 
Jahr 2004 und der darauffolgenden Öffnung der Arbeitsmärkte vieler EU-Mitgliedstaaten eine 
ganz neue Dimension erhalten. In den ersten Jahren der EU-Mitgliedschaft haben bereits hun-
derttausende polnische Arbeitnehmer von der Freizügigkeit Gebrauch gemacht. Im Folgenden 
werden die Auswirkungen des EU-Beitritts auf den polnischen Arbeitsmarkt sowie auf die Ar-
beitsmärkte der alten EU-Mitgliedstaaten dargestellt.  

Öffnung der Arbeitsmärkte 
Von den Mitgliedstaaten der EU-15 haben nur 
Großbritannien, Irland und Schweden die Be-
schränkungen für polnische Arbeitnehmer gleich-
zeitig mit dem polnischen EU-Beitritt aufge-
hoben. Andere alte Mitgliedstaaten haben in 
verschiedenem Umfang von der „2+3+2-Rege-
lung“ Gebrauch gemacht, die Beschränkungen 
im Zugang zum Arbeitsmarkt bis 2006, 2009 
bzw. in begründeten Fällen bis 2011 zulässt. 
Finnland, Griechenland, Italien, Portugal und 
Spanien haben 2006 ihre Arbeitsmärkte für Po-
len geöffnet. 2007 folgten Luxemburg und die 
Niederlande, der Arbeitsmarkt Frankreichs ist 
seit dem 1. Juli 2008 für polnische Arbeitnehmer 
frei zugänglich.  
Auch in den Mitgliedstaaten, die von der „2+3+2-
Regelung“ in deren vollem Umfang Gebrauch 
machen wollen, hat sich die arbeitsrechtliche 
Lage polnischer Arbeitnehmer, zumindest einiger 
Berufsgruppen, deutlich verbessert. So wurde 
z.B. 2007 der Zugang zum deutschen Arbeits-
markt für Ingenieure bestimmter Fachrichtungen 
mit der Hochschulabsolventen-Zugangsverord-
nung erleichtert (Aufhebung des Vermittlungs-
vorrangs deutscher und gleichgestellter Arbeit-
suchender). In Österreich sind inzwischen Er-
leichterungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt für 
über 50 Berufe eingeführt worden. Zudem erhal-
ten die bereits legal in diesen Mitgliedstaaten 
arbeitenden neuen Unionsbürger schon nach 
einem Arbeitsjahr einen Anspruch auf die EU-
Arbeitsberechtigung.

Neue Emigrationsziele seit 2004 
Die Öffnung der Arbeitsmärkte Großbritanniens 
und Irlands für polnische Arbeitnehmer hat die 
Struktur der Arbeitsemigration aus Polen ein-

schlägig verändert. Noch 2002 war Deutschland 
mit 294.000 polnischen Arbeitsemigranten das 
mit Abstand größte Empfängerland in der Euro-
päischen Union. Großbritannien und Irland spiel-
ten mit jeweils 24.000 und 2.000 Arbeitsemigran-
ten aus Polen in dieser Hinsicht keine bedeu-
tende Rolle. Seit dem 1. Mai 2004 war eine E-
migrationswelle in die beiden Länder zu beo-
bachten. In Großbritannien waren nach Angaben 
des Statistischen Amtes Warschau jeweils zum 
Jahresende 2004 150.000, 2005 340.000, 2006 
580.000 und 2007 690.000 polnische Arbeits-
emigranten tätig. In Irland wuchs die Anzahl der 
polnischen Arbeitsemigranten bis Ende 2007 auf 
ca. 200.000 (d.h. hundertfach im Vergleich zu 
2002). In demselben Zeitabschnitt war in 
Deutschland ein Zuwachs an polnischen Arbeits-
kräften auf ca. 490.000 zu verzeichnen. Laut 
dem polnischen Ministerium für Arbeit und So-
zialpolitik ist das Tempo der arbeitsbedingten 
Auswanderung aus Polen in der ersten Hälfte 
2008 gesunken. Dies ist wohl mit der Sättigung 
der westeuropäischen Arbeitsmärkte in den für 
polnische Arbeitnehmer attraktiven Sektoren so-
wie mit den ersten Auswirkungen der globalen 
Wirtschaftskrise verknüpft.  

Auswirkungen auf den polnischen Arbeits-
markt 
Die Auswanderung nach Großbritannien und 
Irland war ohne Zweifel einer der wichtigen Fak-
toren, die zur ständigen Senkung der Arbeitslo-
senquote in Polen nach dem EU-Beitritt beitrug. 
Diese lag im Mai 2004 noch bei 19,5 % und ist 
systematisch zurückgegangen, um im Septem-
ber 2008 einen Anteil von 6,5 % (nach Angaben 
von Eurostat) zu erreichen, was deutlich unter 
dem EU-Durchschnitt (7 %) liegt.  
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Eine negative Auswirkung der arbeitsbedingten 
Emigration stellt der Mangel an Fachkräften dar, 
der in Polen in bestimmten Wirtschaftszweigen 
(z.B. im Bauwesen und im Gesundheitssystem) 
zu beobachten ist. Insbesondere die Auswande-
rung hochqualifizierter Spezialisten in Ver-
bindung mit der selektiven Öffnung der Ar-
beitsmärkte einiger EU-Mitgliedstaaten könnte in 
längerer Perspektive negative Folgen für das 
polnische Wirtschaftssystem haben. Bisher kön-
ne nach Ansicht der Experten des polnischen 
Komitees für Europäische Integration allerdings 
nicht von einem klassischen brain drain gespro-
chen werden, sondern immer noch lediglich vom 
Abfluss der Überschüsse an hochqualifizierten 
Fachkräften, für die es im Inland keine Verwen-
dung gebe. Aus sozialer Sicht besorgniserregend 
seien demgegenüber die in Großbritannien und 
Irland zu beobachtenden Phänomene des brain 
waste (viele Menschen mit akademischer Ausbil-
dung, die als Emigranten einfache, körperliche 
Arbeit verrichten) sowie des youth drain (es sind 
überwiegend junge Menschen, die im Ausland 
nach Arbeit suchen).  
Die zu erwartenden Arbeitskraftdefizite auf dem 
polnischen Arbeitsmarkt erzeugen möglicherwei-
se erhöhten Druck auf polnische Arbeitgeber. Sie 
könnten im Endeffekt den Prozess der Einkom-
menskonvergenz beschleunigen. Gleichzeitig 
wäre wohl eine Steigerung der Arbeitskosten und 
demzufolge auch der Preise zu erwarten. 

Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte der Ziel-
staaten 
In den ersten Jahren der polnischen EU-Mit-
gliedschaft wurden polnische Arbeitsemigranten 
von Briten und Iren generell positiv bewertet. Sie 
galten als zuverlässige, zielbewusste Arbeitskräf-
te, die die bestehenden Lücken auf dem Ar-
beitsmarkt effektiv schließen und zur wirtschaftli-
chen Entwicklung der Gaststaaten wesentlich 
beitragen. Vier Jahre nach der Öffnung der Ar-
beitsmärkte werden erste negative Folgen der 
arbeitsbedingten Immigration aus Polen bemerk-
bar. Es wird vor allem darauf hingewiesen, dass 
die polnischen Arbeitnehmer in der Regel den 
Großteil ihrer Einkünfte zurück nach Polen über-
weisen bzw. für künftige Ausgaben nach der 
Rückkehr einsparen und nicht für den Konsum 
auf dem britischen bzw. irischen Markt bestim-
men. Auch der Nachzug vieler polnischer Famili-
en wird zunehmend als Belastung für die Sozial-
systeme beider Staaten empfunden. Die infolge 
der gegenwärtigen Wirtschaftskrise immer 
schwierigere Lage auf dem britischen und iri-
schen Arbeitsmarkt macht zudem immer öfter die 
arbeitsuchenden Polen zur Konkurrenz für ein-
heimische Arbeitslose, die früher als „Polenjobs“ 
empfundene Beschäftigungen vermieden haben.  
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